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42 SolfStag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Ge ſe tz 
über den Ausgleich der Geldentwertung. Vom 7. 4. 1925. 

Zum Zwecke der Regelung von Rechtsverhältniſſen zwiſchen Gläubigern und Schuldnern werden 
nachfolgende geſetzliche Beſtimmungen erlaſſen: 

Sal: 

Dieſes Geſetz gilt für die im Gebiete der Freien Stadt Danzig zu erfüllenden Anſprüche aus 
Rechtsverhältniſſen des Privatrechts, welche die Zahlung einer beſtimmten in der Währung des Deutſchen 
Reichs ausgedrückten Geldſumme zum Gegenſtande haben oder gehabt haben, un fte durch den Verfall 
der Währung des Deutſchen Reiches entwertet ſind. 

Der Anwendung dieſes Geſetzes ſteht die Umwandlung der Anſprüche gemäß § 2 des Geſetzes 
zur 1 der Guldenwährung im Gebiete der Freien Stadt Nie vom 20. November 1923 
(Geſetzbl. S. 1299) in Guldenforderungen nicht entgegen. 

Ausgeſchloſſen ſind ſolche Anſprüche, die nach dem 18. Dezember 1923 begründet ſind. 

Anſprüche gegen Körperſchaften und Anſtalten des öffentlichen Rechts, deren Gebiet vor der 
Bildung der Freien Stadt Danzig über deren heutiges Gebiet hinausging, werden nach den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes nur inſoweit ausgeglichen, als ihre Erfüllung von der Freien Stadt Danzig für ſich ſelbſt 
oder für die unter ihrer Aufſicht ſtehenden Körperſchaften und Anſtalten des öffentlichen Rechts über⸗ 
nommen wird. Bis zur Entſcheidung über die Übernahme der Erfüllung können ſolche Ausgleichsanſprüche 
me geltend gemacht werden. 5 

§ 
Der Verpflchtung zum Ausgleich durch die Schuldner unterliegen nach Maßgabe dieſes Geſetzes 
folgende Anſprüche der im § 1 bezeichneten Art: 
„Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden und Reallaſten, 
Pfandrechte an im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffen und Bahneinheiten, 
„Forderungen, für die eine Hypothek, ein Schiffspfandrecht oder Bahnpfandrecht beſtellt iſt, 
Pfandbriefe und Rentenbriefe von Grundkreditanſtalten, 
. andere Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, 
Guthaben bei öffentlichen Sparkaſſen, 
»Anſprüche aus Lebensverſicherungsverkrägen. 


Oe = che 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 19. 4. 1925). 


Für Anſprüche der im $ 2, Ziffer 1 bis 3 bezeichneten Art iſt ein Ausgleich in der Weiſe zu 
leiſten, daß für je 100 Goldmark 30 Gulden zu zahlen ſind. Dies gilt auch für rückſtändige, nicht ver- 
jährte Zins⸗ und Tilgungsbeträge. 

Als Goldmarkbetrag gilt bei Anſprüchen, die vor dem 1. Januar 1919 begründet ſind, der 
Nennbetrag. Bei ſpäter begründeten Anſprüchen ijt der Tag der Begründung maßgebend; bei Vor⸗ 
handenſein eines der im § 2, Ziffer 3 aufgeführten Anſprüche entſcheidet der Tag der Begründung des 
Schuldverhältniſſes. Handelt es ſich jedoch um Anſprüche, die nach dem 1. Januar 1919 durch Rechts⸗ 
geſchäft unter Lebenden erworben ſind, ſo iſt der Berechnung des Goldmarkbetrages der Erwerbspreis 
zugrunde zu legen. Für Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden, welche für eine Kreditanſtalt 
beſtellt ſind, die Hypothekenpfandbriefe ausgegeben hat, iſt für die Berechnung des Goldmarkbetrages 
jeweils der 2. Januar des Jahres maßgebend, in welchem die Eintragung erfolgt iſt. 

Der Goldmarkbetrag wird, ſoweit nicht der Nennbetrag des Anſpruchs als Goldmarkbetrag gilt, 


dadurch feſtgeſtellt, daß der gemäß Abſatz 2 ſich ergebende Markbetrag nach dem letzten auf Grund der 


amtlichen Danziger Kurſe für Auszahlung New⸗Hork errechneten Mittelkurs des nordamerikaniſchen 
Dollars in Goldmark umgerechnet wird. Soweit Danziger Kurſe nicht notiert ſind, ſind die entſprechenden 
Berliner Kurſe maßgebend. Für die Zeit, in der der nordamerikaniſche Dollar weder an der Danziger 
noch an der Berliner Börſe amtlich notiert wurde, beſtimmt der Senat den maßgebenden Börſenkurs. 

Der jo ermittelte Goldmarkbetrag erhöht ſich um 15 Prozent, wenn der Anſpruch in der Zeit 
vom 1. Januar bis 31. Mai 1919, um 30 Prozent, wenn der Anſpruch in der Zeit vom 1. Juni bis 
31. Dezember 1919, um 45 Prozent, wenn der Anſpruch im Jahre 1920, um 60 Prozent, wenn der 
Anſpruch im Jahre 1921, um 105 Prozent, wenn der Anſpruch im Jahre 1922, um 90 Prozent, wenn 
der Anſpruch in der Zeit vom 1. Januar bis 31. Auguſt 1923, um 30 Prozent, wenn der Anſpruch in 
der Zeit vom 1. September bis 18. Dezember 1923 begründet oder erworben ift. 

Der Ausgleichsbetrag hat den dinglichen Rang des auszugleichenden Rechts. Er iſt, ſofern das 
auszugleichende Recht eingetragen iſt, auf Antrag des Gläubigers oder des Schuldners im Grundbuch, 
Bahngrundbuch oder Schiffsregiſter einzutragen. Auf Antrag des Eigentümers oder des Gläubigers iſt 
ein Widerſpruch einzutragen. 

Bei Anſprüchen, für die gemäß den vorſtehend en Beſtimmungen ein Ausgleich zu leiſten iſt, 
wird unbeſchade k der Vorſchrift des $ 7, dem Schuldner eine Zahlungsfriſt derart gewährt, daß der 
Kapitalbetrag früheſtens 6 Monate nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes, die rückſtändigen Zins⸗ und Til 
gungsbeträge, ſoweit ſie für den Zeitraum von mehr als einem Jahr rückſtändig ſind, an den jeweiligen 
Zahlungsterminen für die laufenden Zins⸗ und Tilgungsbeträge mit dieſen in gleichmäßigen Teilen bis 
zum 1. Oktober 1926 abzutragen ſind. : 

8 4. g : Ñ : % 

Nach allgemeinen Vorſchriften ijt, ſofern dies mit Rückſicht auf die wirtſchaftliche Lage des 
Gläubigers oder Schuldners zur Abwendung einer groben Unbilligkeit unabweisbar erſcheint, eine Ab⸗ 
weichung von dem Ausgleichsbetrage ($ 3, Abſatz 1) zulãäſſig: 

1. wenn die Forderung auf den Beziehungen zwiſchen unterhaltsberechtigten und unterhalts⸗ 

verpflichtigen Perſonen beruht; ; 


2. wenn die Forderung auf den Beziehungen aus der Auseinanderſetzung zwiſchen Erben und a 


Pflichtteilsberechtigten, unter Ehegatten, auch wenn ſie geſchieden ſind, oder unter Eltern und 
Kindern beruht, ſofern der Gläubiger zum Kreiſe der Auseinanderſetzungsbeteiligten oder 
ihrer Erben gehört; i : 

3. wenn es fic) um eine Reſtkaufgeldforderung (Reſtkaufgeld für den Erwerb des mit der 
Hypothek belaſteten Grundſtücks) handelt, die nach dem 31, Dezember 1911 begründet worden 


r 
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iſt und die noch dem erſten Gläubiger oder deſſen Erben zuſteht; dies gilt auch dann, wenn 
die Reſtkaufgeldforderung bei ihrer Begründung in eine Dahrlehnsforderung umgewandelt 
worden iſt. 
Iſt der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks nicht zugleich der aus dem Schuldverhältniſſe 
perſönlich Verpflichtete, jo kann die Erweiterung des dinglichen Rechts höchſtens in dem Verhältniſſe 
erfolgen, in welchem ſich ſeit dem Erwerbe des Grundſtücks durch den derzeitigen Eigentümer die Geld⸗ 
ſumme, welche den Wert des Grundſtücks in der Währung des Deutſchen Reiches ausdrückt, infolge der 
allgemeinen Geldentwertung erhöht hat. 
In den Fällen des Abſatz 1, Ziffer 1 bis 3 iſt ein von den Vorſchriften des § 3 abweichender 
Ausgleich nur zuläſſig, wenn er vor dem 1. Oktober 1925 bei dem Grundbuchamt beantragt iſt. Im 
Streitfalle entſcheidet das ordentliche Prozeßgericht. Das Gericht hat insbeſondere die Zins- und Zah⸗ 
lungsbedingungen und das Rangverhältnis feſtzuſetzen. 
N Auf Antrag eines der beiden Teile iſt ein Widerſpruch einzutragen. 


Hypotheken und Grundſchulden, welche dem Eigentümer des Grundſtücks zuſtehen, werden nach 

Maßgabe des § 3 umgerechnet. a 
8 6. 

Für Anſprüche der im § 2, Ziffer 4 und 5 bezeichneten Art iſt ein Ausgleich in der Weiſe zu 
leiſten, daß für je 100 Goldmark 15 Gulden zu zahlen ſind. Dies gilt auch für rückſtändige, nicht ver⸗ 
jährte Zinsbeträge. 

Sofern es ſich um Stadtanleihen handelt, die ſich vor dem 1. Juni 1919 im Eigentum eines 
Danziger Staatsangehörigen oder ſeiner Erben befanden, beträgt der Ausgleichsbetrag 25 Gulden für 
100 Goldmark. Bei ſpäter erworbenen Stadtanleihen darf ein Ausgleich der Geldentwertung nur 
ſtattfinden, wenn der Erwerb der Stücke auf Grund geſetzlicher Beſtimmungen von Vormündern, Stiftungen 
oder öffentlich⸗rechtlichen Einrichtungen erfolgt iſt. In dieſem Falle gilt der Satz von 25 Gulden für 100 
Goldmark auch für nach dem 1. Juni 1919 erworbene Anſprüche. 5 

Als Goldmarkbetrag gilt bei Pfandbriefen und Rentenbriefen von Grundkreditanſtalten, ſowie 
anderen Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, die vor dem 1. Januar 1918 ausgegeben ſind, der Nenn⸗ 
betrag. Iſt die Ausgabe nach dem 1. Januar 1918 erfolgt, ſo iſt für die Berechnung des Goldmark⸗ 
betrages der Tag der Ausgabe maßgebend; die Grundſätze des $ 3, Abſatz 3 und 4 gelten entſprechend. 

Einen Monat nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes iſt die Tilgung von Anſprüchen durch Rückzahlung 
in Pfandbriefen und Rentenbriefen nicht mehr zuläſſig. N : 

Die Befriedigung der Hypothekenpfandbriefgläubiger kann mit Zuſtimmung des Senats auch in 
neu auszugebenden auf Gulden lautenden Hypothekenpfandbriefen erfolgen. $ 11 des Hypothekenbank⸗ 
geſetzes tritt inſoweit außer Kraft, als es zur Durchführung des Abſatzes 4 erforderlich ift. 

87; 

Die Zahlung der gemäß $$ 3 und 6 ausgeglichenen Kapitalbeträge, welche fällig ſind oder bis 
zum 30. Juni 1926 fällig werden, wird auf Verlangen des Schuldners bis zum 31. Dezember 1931 
geſtundet. Der Schuldner muß ein ſolches Verlangen dem Gläubiger ſchriftlich mitteilen; die Mitteilung 
muß dem Gläubiger binnen 12 Monaten nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes zugegangen ſein. Auf 
Antrag des Schuldners iſt ein entſprechender Vermerk im Grundbuch, Bahngrundbuch oder Schiffsregiſter 
koſtenfrei einzutragen. Auf Antrag des Gläubigers iſt ein Widerſpruch einzutragen. Iſt der perſönlich 
Verpflichtete ein anderer als der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks oder Schiffs oder der belaſteten 
Blahneinheit, jo ſtehen dieſe Rechte auch dem Eigentümer zu. ; 
re Wird von dem Rechte der Stundung Gebrauch gemacht, ſo erhöht ſich der am 1. Januar 1932 
zu zahlende Betrag in den Fällen des $ 2 Ziffer 1 bis 3 auf 50 Gulden, in den Fällen des $ 2 Ziffer 
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4 und 5 auf 30 Gulden für je 100 Goldmark. Von dem gemäß SS 3 und 6 errechneten Kapitalbetrag 
find bis zum 31. Dezember 1931 die vereinbarten Zinſen zu zahlen; find keine Zinſen vereinbart, fo iſt 
der Betrag mit 3% zu verzinſen. Bis zum gleichen Zeitpunkt ruht die Verpflichtung zur Zahlung von 
Tilgungsbeträgen. 

Bei Reallaſten und Rentenſchulden erhöhen ſich vom 1. Januar 1932 der Ablöſungsbetrag und 
die wiederkehrende Leiſtung auf den Betrag von 50 Gulden für je 100 Goldmark. 

Die Erhöhung des Betrages gemäß Abſatz 2 und 3 nimmt an dem dinglichen Range des aus⸗ 
zugleichenden Rechtes teil, im Falle des Abſatzes 2 jedoch nur dann, wenn der Eigentümer des Grund— 
ſtücks, des Schiffs oder der Bahneinheit die Stundung verlangt. 

Die Vorſchriften des § 3 Abſatz 5 Satz 2 und 3 finden Anwendung. 

Das Grundbuchamt hat zwecks Eintragung der gemäß § 62 der Grundbuchordnung vorge— 
ſchriebenen Vermerke den Beſitzer eines Hypotheken-, Grundſchuld- oder Rentenſchuldbriefes zur Vorlegung 
anzuhalten. 

§ 9. 


Für Anſprüche der im § 2 Ziffer 6 bezeichneten Art iſt ein Ausgleich nur zu leiſten, wenn ſie 
vor dem 1. Januar 1919 begründet worden ſind und wenn der Anſpruch auf Ausgleich binnen 3 Monaten 
nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes bei der Sparkaſſe angemeldet wird. Ausgeglichen werden nur die 
Kapitalbeträge der Spareinlagen, ſoweit ſie aus der Zeit vor dem 1. Januar 1919 noch beſtehen. Zinſen, 
welche ſeit dem 1. Januar 1919 rückſtändig ſind, gelten als mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes erlaſſen. 

Für je 100 Mark ſind 25 Gulden zu zahlen. Die Ausgleichsbeträge ſind bis zum 31. Dezember 1926 
unverzinslich und werden von dieſem Zeitpunkt an mit 3% verzinſt. Die Zahlung der Ausgleichsbeträge 
kann nicht vor dem Zeitpunkt e werden, in welchem die nach Abſatz 2 zu bildende Ausgleichs 


maſſe hierfür ausreicht. 


Zur Deckung der aus Abſatz 1 für die Sparkaſſen cititehendert Verpflichtungen wird eine be- 
ſondere Ausgleichsmaſſe gebildet, welche von dem ſonſtigen Vermögen der Sparkaſſen und Vermögen der 
Sparer geſondert zu verwalten iſt. Dieſer Ausgleichsmaſſe werden zugeführt: 

1. das nach Maßgabe dieſes Geſetzes durch Ausgleich entſtehende Vermögen der Sparkaſſen, 

2. der ganze ſatzungsmäßige Reingewinn, den die Sparkaſſe vom Beginn des Geſchäftsjahres 

1924 bis zum 31. Dezember 1930 erzielt, von dieſem Zeitpunkt an 50% des eee 
Reingewinns, 


3. 50 vom Hundert des bilangmaigen Vermögens der Sparkaſſe nach Gen Gini vom 
31. Dezember 1924. f 


Bei der Auszahlung von Spareinlagen gemäß den vorſtehenden Beſtimmungen ſind Anſprüche 
bis zur Höhe von 300 Gulden vorweg zu berückſichtigen. 


Die Verwaltung der Ausgleichsmaſſe wird der Aufſicht durch den Senat unterſtellt. 
% $ 10. 


2 Anſprüche der Verſicherten aus bg werden in der Weiſe h e A 
daß das nach Maßgabe dieſes Geſetzes ausgeglichene Vermögen der Verſicherungsunternehmungen nebjt 
einem aus dem ſonſtigen Vermögen zu zahlenden Betrag nach näherer Beſtimmung des Senats einem 
Treuhänder überwieſen wird. Der Treuhänder hat den ihm überwieſenen Betrag nach Abzug der Ver⸗ e 

waltungskoſten zugunſten der Verſicherten nach einem von der Aufſichtsbehörde genehmigten Teilungsplan 
zu verwenden. Als Lebensverſicherung gilt auch die Invaliditäts-, Alters-, ae u a 
und „„ gleichviel ob auf Kapital oder Rente. : 


115 


8 11, 

Schuldner, gegen welche Anſprüche nach Maßgabe dieſes Geſetzes geltend gemacht werden, können 
ſich einem ausländiſchen Gläubiger gegenüber darauf berufen, daß in dem Staate des ausländiſchen 
Gläubigers eine für den Schuldner günſtigere Regelung beſteht und verlangen, daß die Geſetze des 
betreffenden Staates zur Anwendung kommen. Als günſtigere Regelung gilt auch eine Kapital- oder 
Zinsſtundung. : 

Die Vorſchrift des Abſatzes 1 kommt auch zur Anwendung, wenn der Mifpruch nach dem 
1. Juni 1924 von einem ausländiſchen 8 an einen Danziger Staatsangehörigen übertragen 
worden iſt. 
§ 12. 

Hat der Gläubiger, ohne fi jeine Rechte vorzubehalten, in den Fällen des § 2 Ziffer 1 und 2 
die Löſchung des Rechtes bewilligt, in den Fällen der Ziffern 3 bis 7 die Zahlung angenommen, ſo kann 
ein Ausgleich auch wegen ungerechtfertigter Bereicherung oder auf Grund einer Anfechtung wegen Irrtums 
oder aus einem andern Rechtsgrund nicht verlangt werden. Dies gilt auch für Bins und Tilgungs⸗ 
beträge, deren Zahlung ohne Vorbehalt angenommen worden iſt. A 


§ 13. 

Vereinbarungen über einen Ausgleich 90 über die Vorſchriften dieſes Geſetzes hinaus bleiben 
unberührt und können auch in Zukunft getroffen werden. 

Soweit der vereinbarte Betrag den Satz von 30 Gulden für je 100 Goldmark des gemäß § 3 
Abſatz 2 bis 4 ermittelten Goldmarkbetrages nicht überſchreitet, findet die Vorſchrift des § 3 Abſatz 5 
Anwendung. Soweit der vereinbarte Betrag dieſen Satz überſchreitet, nimmt er an bert dinglichen 
Range des auszugleichenden Rechtes nur teil, wenn der perſönliche Schuldner und der Eigentümer des 
Grundſtücks oder Schiffs oder der Bahneinheit dieſelbe Perſon ſind und ſoweit der vereinbarte Betrag 
den gemäß § 8 Abſatz 2 bis 4 ermittelten Goldmarkbetrag nicht überſchreitet; die Vorſchriften des § 8 
Abſatz 5 Satz 2 und 3 finden Anwendung. 14 : 

Soweit nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ein Ausgleich der Geldentwertung erfolgt, können 
weitergehende Anſprüche auch wegen Verzuges des Schuldners nicht geltend gemacht werden. 


§ 15. 

Anſprüche aus einem Kontokorrent (laufende Rechnung), die den Saldo als ſolchen betreffen, 
werden nicht aufgewertet, desgleichen nicht Anſprüche aus in der Währung des Deutſchen Reichs aus⸗ 
gedrückten Schatzanweiſungen und geldähnlichen Zahlungsmitteln, insbeſondere dem ſogenannten Stadt⸗ 
notgeld und den ſogenannten Stadtſchecks, welche von der Freien Stadt Danzig oder Dur Gemeinden 
ausgegeben worden find. 

§ 16. 

Auf alle in dieſem Geſetz nicht geregelten Anſprüche finden die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften 
13 7 Das gilt auch für Anſprüche auf wiederkehrende Leiſtungen, die bei Erbbaurechtsbeſtellungen, 
bei einem mit der Miedo eines Grundſtücks in Verbindung ſtehenden Altenteils-, Leibgedings⸗ oder 
Leibzuchtsvertrage begründet find, ſelbſt wenn es ſich um Anſprüche handelt, die unter § 2 fallen. 

Iſt für Geldleiſtungen der in Satz 1 bezeichneten Art ein dingliches Recht an einem: Grundſtücke 

beſtellt, ſo kann auch dieſes Recht nach Maßgabe des Ausgleichs der en erweitert werden. 
-§ 4 Abſatz 2 findet. entſprechende Anwendung. 

8 17. é 

Iſt ein Ausgleich oder eine Aufwertung durch ein beim Jukzafttreten dijes Geſebes 127915 

5 kräftiges Urteil geregelt, ſo behält es dabei ſein Bewenden. 

y Bezüglich des Ranges eines den e paa dine e ee die ori 

des § 3 Abſatz 5. 
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8 18. 
Findet infolge der Beſtimmungen dieſes Geſetzes ein anhängiger Rechtsſtreit ſeine Erledigung, 
fo trägt jede Partei die ihr entſtandenen außergerichtlichen Koſten. Die Gerichtskoſten werden niedergeſchlagen. 
5 e | 8 19. : 
Das Gejeg zum Schutze der Hypothekengläubiger vom 6. Juli 1923 (Geſetzbl. S. 757) in der 
Faſſung des Geſetzes vom 7. September 1923 (Geſetzbl, S. 952) wird aufgehoben. 
: . 
Der Senat wird ermächtigt, über den Ausgleich der Geldentwertung bei Anſprüchen des öffent: 
lichen Rechts beſondere Vorſchriften zu erlaffen. > 
8 § 21. : f 
Die Koſten der Eintragung eines Ausgleichs gemäß den Vorſchriften dieſes Geſetzes im Grund— 
buche trägt der Eigentümer; ſie werden auf die Hälfte der geſetzlichen Gebühren ermäßigt und können 
auf Antrag durch den Gerichtspräſidenten darüber hinaus niedergeſchlagen werden. N 
; | 9 22. 
Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 2 April 1925. : 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiercins ti. 


43 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


: ; er Ar Geſetz 
betreffend Anderung des Geſetzes betr. Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 1922 (Geſetzbl. S. 91). 
Vom 7. 4. 1925. 

„„ ? Artikel J. 
Der § 8 des Geſetzes erhält folgende Faſſung: 
ö ; N : § 8. 
Bedürftigkeit. : 
: Eine bedürftige Lage ijt nur infoweit anzunehmen, als unter Berückſichtigung ſonſt vorhandener 
Erwerbsmöglichkeiten die Einnahmen des zu Unterſtützenden derart gering ſind, daß er nicht imſtande 
iſt, damit den notwendigen Lebensunterhalt zu beſtreiten und als ihm keine familienrechtlichen Unterhalts- 
anſprüche zuſtehen, deren Erfüllung den notwendigen Lebensunterhalt ermöglichen würde. Kleinerer 
Beſitz (Spargroſchen, Wohnungseinrichtungen uſw.) darf für die Beurteilung der Bedürftigkeit nicht in 
Betracht gezogen werden. 5 ; . 
Die Einnahmen der im gemeinfamen Haushalt lebenden Familienangehörigen dürfen nur zur 
Hälfte bei Gewährung der Unterſtützung berückſichtigt werden. ; 
AUnterſtützungen, die der Erwerbsloſe auf Grund eigener oder fremder Vorſorge bezieht, ſowie a 
Rentenbezüge find für die Beurteilung der Bedürftigkeit zur Hälfte dieſes Betrages in Betracht zu > 
ziehen und auf die Unterſtützung anzurechnen. Zinſen von Erſparniſſen und dergl. find voll anzurechnen. 
Gewerkſchaftliche Unterſtützungen dürfen nicht angerechnet werden. r 


. 
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Artikel II. 

Der $ 17 des Geſetzes erhält folgende Faſſung: 
87 
Mehrere Unterſtützte in derſelben Familie. 

: Die ſelbſtändigen Unterſtützungen, die mehrere in einem gemeinſchaftlichen Haushalte lebende 
Familienmitglieder erhalten, dürfen in ihrer Summe das Vierfache der Unterſtützung nicht überſteigen, 
die dem höchſtunterſtützten Mitglied der Familie für ſeine Perſon zuſteht. 

Artilel III. 
Der § 18 des Geſetzes erhält folgende Faſſung: 
: $ 18. 

Winterbeihilfe. 
Ju der Zeit vom 1. Oktober bis zum 30. April jeden Jahres iſt den Erwerbsloſen, die an 
mindeſtens 60 Tagen der vorhergehenden drei Monate Erwerbsloſenunterſtützung bezogen haben, eine 
Winterbeihilfe zu gewähren. Der Monatsbetrag der Winterbeihilfe iſt bei erwerbsloſen mit Zuſchlag 
berechtigten Familienangehörigen gleich dem achtfachen, bei den übrigen Erwerbsloſen gleich dem ſechs⸗ 
fachen Tagesſatz der bezogenen Unterſtützung einſchließlich der Familienzuſchläge. Die Winterbeihilfe 
wird monatsweiſe gewährt, ſie ſoll in der Regel in Sachleiſtungen beſtehen. 
Soweit bei einem Erwerbsloſen dis Vorausſetzungen für die Zahlung der Winterbeihilfen nicht 
während des ganzen Monats gegeben find, wird ein entſprechender Bruchteil der Winterbeihilfen gewährt. 
Für die Bemeſſung des Bruchteils wird der Monat zu 26 Tagen berechnet. 
8 Artikel IV. 

Die Deckung erfolgt aus den laufenden Einnahmen. 

Artikel V. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 7. April 1925. a 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiereins fi. 


N 


: Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,00 G, b) für 
den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 2,25 G, c) ie den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuständigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte ſie he 
Gtaat3anz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. 2 
Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum — 0,40 Gulden. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. > 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


